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Sie sitzen in einem Auto und fahren auf eine Mauer zu. Welches Pedal würden Sie betätigen?  
Die Bremse oder das Gaspedal? Unsere Bundesregierung prüft derzeit allen Ernstes, ob es nicht 
vielleicht eine gute Idee sei, mit Vollgas in die Mauer zu krachen. Man kennt es – zwei Ökonomen, 
drei Meinungen. Aber es gibt wohl keinen Ökonomen, der in einem Szenario mit einem  
beginnenden Energiepreisschock und einer ohnehin schon schwachen Binnennachfrage  
raten würde, die Mehrwertsteuer zu erhöhen. Warum prüft Lars Klingbeils Finanzministerium  
dann derzeit [1] diese Option?  VON JENS BERGER.
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Gesamtwirtschaftlich betrachtet ist 
die Frage eigentlich banal. Unterneh-
men produzieren Güter und bieten 
Dienstleistungen an, die im In- oder 
Ausland von Privathaushalten, ande-
ren Unternehmen oder dem Staat ge-
kauft werden. Sinkt die Nachfrage, wird 
weniger verkauft und die Wirtschaft 
schrumpft. Einer der Schlüsselfaktoren 
für die Nachfrage ist das verfügbare 
Einkommen, der andere Schlüsselfak-

tor sind die Preise. Steigen die Preise 
in der Breite wird mengenmäßig we-
niger konsumiert. Steigen vor allem 
die Preise für bestimmte Güter wird 
es kompliziert. Ist man auf diese Gü-
ter nicht angewiesen oder gibt es Alter-
nativen, verlagert sich die Nachfrage. 
Wenn die betroffenen Güter aber wei-
testgehend alternativlos sind, werden 
sie auch zu höheren Preisen weiter-
hin nachgefragt und das Budget für 

alle anderen Ausgaben sinkt. In die Ka-
tegorie der Güter, die für viele Haus-
halte alternativlos sind, gehören z.B. 
die Mieten und die Energiekosten. Man 
braucht schließlich ein Dach über dem 
Kopf, muss heizen und irgendwie zur 
Arbeit kommen. Ökonomen sprechen 
hier übrigens von Gütern mit einer ge-
ringen Preiselastizität der Nachfrage. 
Das wird in Makroökonomie im ersten 
Semester gelehrt.
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so wirklich rund läuft. Just in dieser pre-
kären Lage kommt es nun durch den An-
griffskrieg der USA und Israel gegen den 
Iran wieder, wie bereits 2022, zu einem 
Preisschock, der bislang vornehmlich die 
Benzinpreise betrifft, sich aber nach öko-
nomischer Logik demnächst auch auf 
alle anderen Bereiche ausweiten wird.

Die Wirtschaftspolitik steht also vor der 
ganz konkreten Wahl, wie sie das Stell-
rad „Mehrwertsteuer“ einsetzen kann. 
Dazu eine kleine Überschlagrechnung: 
Wenn ein Haushalt pro Monat 100 Euro 
mehr für seine Energiekosten ausge-
ben muss und der Staat die Mehrwert-
steuer nicht antastet und so die übrigen 
Güter und Dienstleistungen im Preis 
konstant bleiben, gibt er für diese 100 
Euro weniger aus. Senkt der Staat die 
Mehrwertsteuer und die übrigen Gü-
ter und Dienstleistungen werden 100 
Euro preiswerter, wird der Haushalt in 
Summe genauso viel wie vorher nach-
fragen. Erhöht der Staat nun aber die 
Mehrwertsteuer und die übrigen Gü-
ter und Dienstleistungen werden 100 
Euro teurer, wird der Haushalt Güter 
und Dienstleistungen im Wert von 200 
Euro weniger nachfragen. Die ohnehin 
bereits auf der Kostenseite angeschla-
gene Wirtschaft müsste nun zusätzlich 
mit deutlichen Nachfrageproblemen 
kämpfen. Ist es so schwer zu verstehen, 
dass diese Variante die wohl dümmste 
wirtschaftspolitische Option ist?

Um so unverständlicher ist, dass genau 
diese dümmste aller möglichen Opti-
onen derzeit vom Finanzministerium 
geprüft wird. Es geht um die „großen 
Reformen“, die die Bundesregierung 
bis zum Sommer aus dem Hut zau-
bern will. Nun könnte man zur Verteidi-
gung der Bundesregierung einwenden, 
dass diese Debatte vor dem Irankrieg 
angestoßen wurde und der neuerliche 
Preisschock damals noch nicht vorher-
zusehen war. Das ist zwar richtig. Die 
konkrete Prüfung durch das Finanzmi-
nisterium wurde jedoch im März dieses 
Jahres beauftragt [2] – also nach dem 
ersten Preisschock auf den Ölmärkten 
und nach den massiven Preissteigerun-
gen an den Zapfsäulen.

Worum geht es der Bundesregierung ei-
gentlich? Vor allem CDU und CSU haben 
den Bürgern eine Senkung der Einkom-

mensteuer versprochen und die soll of-
fenbar auch durchgezogen werden, da 
man ja Reformen und Entlastungen lie-
fern will. Auf der Kostenseite hat man 
sich jedoch zu einem nur noch wahnsin-
nig zu nennenden Aufrüstungsirrsinn 
entschieden, will sich aber auch nicht 
noch höher verschulden und Kürzun-
gen in anderen Bereichen sind beim 
Wähler auch nicht gerade populär. Mit 
anderen Worten: Eine Senkung der Ein-
kommensteuer muss gegenfinanziert 
werden. Genau das soll offenbar durch 
eine Erhöhung der Mehrwertsteuer ge-
leistet werden.

Nun könnte man ja sagen: Rechte Ta-
sche, linke Tasche, am Ende ist das ja 
ein Nullsummenspiel. Der Bürger muss 
mehr zahlen, dafür steigt durch die Sen-
kung der Einkommensteuer aber auch 
sein verfügbares Einkommen. Das ist 
richtig und falsch zugleich und in letz-
ter Konsequenz wie so oft eine Klas-
senfrage. Eine Erhöhung der Mehr-
wertsteuer bei gleichzeitiger Senkung 
der Einkommensteuer ist nichts ande-
res als eine Umverteilung von unten 
nach oben. Der Einkommensteuerta-
rif ist einkommensabhängig. Wer we-
nig verdient, zahlt gar keine Einkom-
mensteuer. Je höher das Einkommen 
– und je schlechter der Steuerberater 
– desto höher die Einkommensteuer-
last und das nicht nur absolut, sondern 
auch relativ zum Einkommen.

Die Mehrwertsteuer ist hingegen unab-
hängig vom Einkommen. Der Bürger-
geldempfänger zahlt die gleichen 19% 
wie der Milliardär. Anders als der Mil-
liardär muss der Bürgergeldempfän-
ger jedoch sein gesamtes verfügba-
res Einkommen für Konsumausgaben 
verwenden. Nicht in absoluten Zahlen, 
aber in Relation zum Einkommen wür-
den ärmere und normalverdienende 
Haushalte durch eine Mehrwertsteu-
ererhöhung deutlich stärker belastet 
als gutverdienende und reiche Haus-
halte. Von der Senkung der Einkom-
mensteuer profitieren auf der anderen 
Seite jedoch sowohl absolut als auch re-
lativ die gutverdienenden und reichen 
Haushalte deutlich mehr als die ärme-
ren und normalverdienenden Haus-
halte. Dass dies CDU und CSU gefällt, 
ist verständlich. Dass ausgerechnet ein 
SPD-Finanzminister diese Umverteilung 
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Steigen diese Kosten, muss woanders 
gespart werden – man fährt nicht mehr 
in den Urlaub, geht weniger Essen, ver-
schiebt Renovierungen oder Reparatu-
ren auf das nächste Jahr, greift zu ein-
facheren und preiswerteren Produkten 
und so weiter und so fort. Die Folge: 
Viele Wirtschaftszweige müssen mit 
Umsatzrückgängen aufgrund der ver-
lagerten oder gar wegbrechenden Bin-
nennachfrage kämpfen und in letzter 
Konsequenz Personal freisetzen. Die 
Folge davon: Gesamtwirtschaftlich sin-
ken die Einkommen noch weiter, die 
Nachfrage bricht noch weiter weg; ein 
selbstverstärkender Effekt mit Endsta-
tion Krise.

Auch wenn dieser kleine Exkurs sicher 
den allermeisten unserer Leser be-
kannt sein dürfte, ist es wohl nötig, ihn 
zu wiederholen, da Politik und Medien 
ihn – auch wenn er inhaltlich unstrittig 
sind – immer wieder ignorieren. Kom-
men wir zur entscheidenden Frage: Was 
kann man tun, um diesen Teufelskreis 
zu durchbrechen?

Die Größen in dieser Rechnung sind va-
riabel, einige kann die Politik direkt, an-
dere indirekt beeinflussen. Besonders 
interessant sind dabei die Größen „ver-
fügbares Einkommen“ und „Preise“. Bei 
Letzteren ist auch die Mehrwertsteuer 
eine relevante Größe. Senkt man sie, 
werden mehr Güter und Dienstleis-
tungen nachgefragt, erhöht man sie 
werden weniger Güter und Dienstleis-
tungen nachgefragt. Man könnte die 
Mehrwertsteuer also durchaus als ein 
Stellrad begreifen, mit dem man die Bin-
nennachfrage steuern kann.

Kommen wir also zur aktuellen konjunk-
turellen Lage. Die deutsche Volkswirt-
schaft hat zwei Krisen hinter sich – erst 
kam ab 2020 der Konjunktureinbruch 
durch die Coronamaßnahmen und ex-
terne Effekte, wie Lieferkettenprobleme 
und die „Rückkehr“ der Zinsen. Dann 
kam 2022 ein gewaltiger Preisschock 
durch die Russlandsanktionen, der zu-
nächst die Energiekosten und später 
auch nahezu alle anderen Kosten be-
traf. Die Folge: Reallohnverluste. Erst 
in diesem Jahr konnten die Reallöhne 
wieder das Niveau von 2019 erreichen. 
Verschärfend kommt für die Wirtschaft 
hinzu, dass auch der Außenhandel nicht 

https://www.nachdenkseiten.de
https://www.nachdenkseiten.de?p=148938


Dieser Beitrag ist erschienen auf https://www.nachdenkseiten.de/?p=148938 – © 2026 NachDenkSeiten – Die kritische Website� 3

von unten nach oben nun ernsthaft in 
Angriff nimmt, ist jedoch gemessen an 
den Wahlversprechen der Partei absurd 
… wenn auch nicht überraschend. Und 
nebenbei: Was für die Umverteilung gilt, 
gilt unisono für die Binnennachfrage.

Man könnte zu diesem Thema noch 
einiges schreiben. Der Shift von Ein-
kommenssteuer- zu Mehrwertsteuer-
einnahmen ist beispielsweise auch ein 
weiterer Angriff auf die Kommunen, 
steht ihnen doch ein Teil der Einkom-
mens-, aber nicht der Mehrwertsteuer-
einnahmen zu. Es ist auch unverständ-
lich, warum man die Binnenwirtschaft 
mit der Finanzierung des Staatswesens 
nun noch stärker belasten will, den Ex-
portsektor – also die großen Konzerne 
– aber ungeschoren lässt; bei Exporten 
fällt bekanntermaßen keine Mehrwert-
steuer an. Vieles weitere würde hier den 
Rahmen sprengen.

Es ist vollkommen unverständlich, dass 
diese Debatte zu dieser Zeit überhaupt 
geführt werden muss. Was sich hier of-
fenbart, ist ökonomischer Dilettantis-
mus in Reinkultur. Die Regierungspar-
teien belegen einmal mehr, dass es 
ihnen nicht um das Land, sondern nur 
um sich selbst und ihre Außendarstel-
lung geht. Hauptsache „Reform“, Haupt-

sache den Anschein erwecken, man tue 
irgendwas. Aber gleichzeitig will man 
sich nicht eingestehen, dass die ver-
sprochenen Entlastungen schlichtweg 
nicht mit den gleichzeitigen Rüstungs-
orgien zu vereinbaren sind. Dann sollte 
die Politik doch zumindest so ehrlich 
sein und ihren Wählern reinen Wein 
einschenken. Ja, wir wollen Hochrüs-
tung. Ja, war wir wollen, müsst Ihr be-
zahlen. Nein, es kann daher auch keine 
Entlastungen geben. Man könnte so-
gar auf ein ökonomisches Mantra ver-
weisen: „There ain’t no such thing as 
a free lunch”, nichts ist umsonst. Aber 
klar, wer würde solch ehrliche Parteien 
noch wählen? Dann huldigen wir doch 
lieber dem ökonomischen Dilettantis-
mus und schlittern sehenden Auges in 
die nächste Krise.Gesamtwirtschaftlich 
betrachtet ist die Frage eigentlich banal. 
Unternehmen produzieren Güter und 
bieten Dienstleistungen an, die im In- 
oder Ausland von Privathaushalten, an-
deren Unternehmen oder dem Staat ge-
kauft werden. Sinkt die Nachfrage, wird 
weniger verkauft und die Wirtschaft 
schrumpft. Einer der Schlüsselfaktoren 
für die Nachfrage ist das verfügbare Ein-
kommen, der andere Schlüsselfaktor 
sind die Preise. Steigen die Preise in der 
Breite wird mengenmäßig weniger kon-
sumiert. Steigen vor allem die Preise für 

bestimmte Güter wird es kompliziert. 
Ist man auf diese Güter nicht angewie-
sen oder gibt es Alternativen, verlagert 
sich die Nachfrage. Wenn die betroffe-
nen Güter aber weitestgehend alterna-
tivlos sind, werden sie auch zu höheren 
Preisen weiterhin nachgefragt und das 
Budget für alle anderen Ausgaben sinkt. 
In die Kategorie der Güter, die für viele 
Haushalte alternativlos sind, gehören 
z.B. die Mieten und die Energiekosten. 
Man braucht schließlich ein Dach über 
dem Kopf, muss heizen und irgendwie 
zur Arbeit kommen. Ökonomen spre-
chen hier übrigens von Gütern mit ei-
ner geringen Preiselastizität der Nach-
frage. Das wird in Makroökonomie im 
ersten Semester gelehrt.
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BESUCHEN SIE UNS!
Dieser Beitrag ist auch 
als Audio-Podcast ver-
fügbar, über QR-Code 
oder:  

www.nachdenkseiten.de/?p=148938
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